
DEN BINNENMARKT 
ENTBÜROKR ATISIEREN 
WIE PR AGMATISCHE LÖSUNGEN DIE ENTSENDUNG  
VON ARBEITSKR ÄFTEN ERLEICHTERN KÖNNEN 

E ine der wichtigsten Errungenschaften des 
Europäischen Binnenmarktes ist die Perso-
nenfreizügigkeit: Diese umfasst das Recht 

für jeden EU-Bürger, seinen Arbeitsort in der Union 
frei zu wählen. Diese Grundfreiheit wird jedoch 
durch restriktive Entsenderegeln zunehmend ein-
geschränkt. Schon klagen viele Unternehmen, es 
sei einfacher, Mitarbeiter nach China zu entsenden 
als in manche europäische Nachbarländer. Hier be-
steht Handlungsbedarf. Denn die Freizügigkeit von 
Arbeitskräften ist eine entscheidende Vorausset-
zung für den freien Dienstleistungshandel und 
damit für einen funktionierenden Binnenmarkt. 

Der europäische Binnenmarkt ist eine der 
wichtigsten Säulen der Europäischen Union und 
Grundlage für Wachstum und Wohlstand in 
Deutschland. Gerade in Zeiten, in denen interna-
tionale Handelskonflikte und Spannungen zuneh-
men, ist die Tatsache, dass deutsche Unternehmen 
den größten Binnenmarkt der Welt vor ihrer 
Haustür haben, ein nicht zu unterschätzender  
Stabilitätsfaktor.

Damit Europa sich auch in Zukunft gegen 
Wettbewerber wie die USA oder China behaupten 
kann, ist ein funktionierender Binnenmarkt unver-
zichtbar – nicht nur für Waren und Kapital, sondern 
auch für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie für Dienstleistungen. Tag für Tag entsenden 
deutsche Unternehmen Tausende von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern ins europäische Ausland, 
zur Montage oder Instandhaltung, für Verkaufs- 
und Beratungsgespräche, auf den Bau oder im 
Transportwesen. Nur wenn Fachkräfte ungehindert 

in anderen Mitgliedstaaten eingesetzt werden kön-
nen, haben Unternehmen eine faire Chance, ihre 
Dienstleistungen in allen Mitgliedstaaten gleicher-
maßen anzubieten. 

Aber Personen- und Dienstleistungsfreiheit 
werden zunehmend behindert – durch ein dichtes 
Geflecht von Entsendebürokratie. Bevor etwa ein 
deutscher Maschinenbauer einem Kunden im euro-
päischen Ausland die Montage und Wartung einer 
Maschine bieten kann, muss er – je nach Zielland 
– unterschiedlichen arbeits- und sozialrechtlichen 
Antrags- und Meldepflichten nachkommen. Und 
nach einem Wasserrohrbruch im Nachbarland 
kann ein deutscher Handwerker im grenznahen 
Bereich nicht einfach seine Mitarbeiter zur Notfall-
reparatur losschicken. Auch er muss zunächst die 
jeweiligen Anträge stellen. 

Gerade in Zeiten 
internationaler 
Handelskonflikte 
und Spannungen 
ist der europäi­
sche Binnenmarkt 
ein nicht zu un­
terschätzender 
Stabilitätsfaktor. 

IN KÜRZE 
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Bescheinigung bereits vor Beginn der Entsendung 
und belegen Verstöße mit strikten Sanktionen. 
Selbst bei einem nur wenige Stunden dauernden 
Auslandseinsatz können erhebliche Geldbußen 
fällig werden. Handels- und Handwerkskammern 
im grenznahen Bereich berichten demnach, dass 
Unternehmen lieber auf Aufträge aus dem Nach-
barland verzichten, als sich der Bürokratie des Ent-
sendeverfahrens zu stellen. 

Im Ergebnis wird das vernünftige Anliegen – 
faire Wettbewerbsbedingungen und die Bekämp-
fung von Sozialbetrug – oftmals durch bürokrati-
sche Belastungen in ihr Gegenteil verkehrt. Um 
wieder mehr Freiheit für grenzüberschreitend 
aktive kleine und mittlere Unternehmen zu schaffen, 
hat das Bundeswirtschaftsministerium Vorschläge 
zur Verringerung der Entsendebürokratie aus-
drücklich in die neue Mittelstandsstrategie des 
Hauses aufgenommen. 

Derzeit wird die der A1-Bescheinigung zu-
grundeliegende EU-Verordnung 883/ 2004 zur 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 
zwischen Europäischem Rat und Europäischem 
Parlament neu verhandelt. Das Parlament plädiert 
für eine Regelung, wonach eine A1-Bescheinigung 
künftig immer im Voraus zu beantragen wäre und 

eine Ausnahme nur für eng definierte Dienst- und 
Geschäftsreisen gelten sollte. Das wäre eine erheb-
liche Verschlechterung der gegenwärtigen Rechts-
lage. Die Bundesregierung setzt sich stattdessen für 
eine einfache und pragmatische Lösung im Inter-
esse des Mittelstands ein. In einem gemeinsamen 
Schreiben an Abgeordnete des Europäischen Parla-
ments stellen der Bundesminister für Wirtschaft 
und Energie, Peter Altmaier, und der Bundesminister 
für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil, fest: „Wir sind 
der Auffassung, dass Dienstleistungsfreiheit und 
Freizügigkeit sowie die notwendige Bekämpfung 
von Sozialdumping und Schwarzarbeit in einem 
ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen 
müssen.“ Sie weisen darauf hin, dass die Vorabbe-
antragungspflicht der A1-Bescheinigung 

DIE A1-BESCHEINIGUNG: NOTWENDIGES 
INSTRUMENT ODER BÜROKRATIEMONSTER? 

 
Die vielleicht bekannteste dieser Pflichten ist die 
Beantragung der sogenannten A1-Bescheinigung. 
Sie dient dem Nachweis, dass der Mitarbeiter, der 
vorübergehend im Ausland tätig wird, etwa um 
eine Maschine zu reparieren, weiterhin dem Sozial-
versicherungssystem des Herkunftslandes unter-
liegt und deshalb keine Sozialbeiträge an die Sozial-
kassen im Ausland abführen muss. 

Dabei verfolgt die Entsendebürokratie grund-
sätzlich einen guten Zweck: Die wirksame Bekämp-
fung von Schwarzarbeit und Sozialdumping in der 
EU und die Durchsetzung des Prinzips der gleichen 
Bezahlung für gleiche Arbeit am gleichen Ort sind 
entscheidende Faktoren, um die Akzeptanz des 
Binnenmarktes bei den Bürgerinnen und Bürgern 
in der EU dauerhaft zu erhalten. 

Allerdings wird das Ausmaß der Bürokratie 
für viele, gerade mittelständische Unternehmen 
zur Belastung. Denn einige Mitgliedstaaten verlan-
gen die Beantragung und Mitführung der A1-

DIE BUNDESREGIERUNG 
SETZT SICH FÜR EINE  
LÖSUNG IM INTERESSE 
DES MITTELSTANDS EIN. 
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3 FR AGEN AN

MARCO WANDERWITZ  
DER PARLAMENTARISCHE STAATSSEKRETÄR IM 

BMWI UND BEAUFTRAGTER DER BUNDESREGIERUNG 
FÜR DIE NEUEN BUNDESLÄNDER ÜBER SEINE 

PARLAMENTARISCHE ARBEIT UND DRINGENDE 
HANDLUNGSFELDER IN DEN NEUEN LÄNDERN 

WAS HABEN SIE BISHER GEMACHT? 
Seit 2002 vertrete ich direkt gewählt meinen 
Wahlkreis im Deutschen Bundestag. In der 17. 
Wahlperiode war ich Vorsitzender der Jungen 
Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, von 
2013 bis 2017 dann deren kultur- und medien-
politischer Sprecher. Seit Beginn der laufenden 
Wahlperiode bin ich Vorsitzender der CDU-Landes- 
gruppe Sachsen im Deutschen Bundestag und von 
März 2018 bis Februar 2020 war ich Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, für Bau und Heimat. 
 
WO SEHEN SIE DIE GRÖSSTEN HERAUS
FORDERUNGEN IM OSTEN? 
Wir müssen den Fokus noch mehr auf die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung der neuen Länder 
legen. Es bedarf mehr Innovation, mehr „Qualität“ 
der Arbeit(-splätze) und mit Blick auf die Demo-
grafie mehr Gewinnung von jungen Fachkräften. 
Ebenso wichtig sind derzeit jedoch der gesellschaft-
liche Zusammenhalt, die Demokratiestärkung und 
die Extremismusbekämpfung. 
 
WELCHE ZIELE SETZEN SIE SICH FÜR IHRE 
ARBEIT IN DEN NÄCHSTEN MONATEN? 
Das Einheitsjubiläum will gut vorbereitet und 
durchgeführt sein. Ich werde aber vor allem viel  
in den neuen Ländern unterwegs und damit 
ansprechbar, zuhörend und erklärend sein.

mittelständischen Unternehmen die Entsendung 
von Mitarbeitern ins EU-Ausland erheblich er-
schwert. Kurzfristige Arbeitseinsätze, wie sie z. B. 
auch bei Wartungsverträgen im Maschinenbau 
üblich sind, würden auf diese Weise unmöglich 
gemacht. Beschwerde führen aber nicht nur Un-
ternehmen: Auch Wissenschaftler, Polizeikräfte, 
Bürgermeister und selbst Seelsorger oder Assis-
tenzpersonen für Menschen mit Behinderungen 
sind von der A1-Regelung betroffen. Deshalb werben 
die Minister für einen Kompromiss, bei dem für 
kurze und kurzfristige Tätigkeiten eine grundsätz-
liche Ausnahme von der vorherigen A1-Antrags-
pflicht gelten soll. 
 
MIT DIGITALEN TECHNOLOGIEN 
BÜROKRATIE ABBAUEN 

 
Perspektivisch bietet die Digitalisierung neue Mög-
lichkeiten, Unternehmen ganz von der Entsende-
bürokratie zu entlasten. So haben die europäischen 
Sozialpartner der Bauwirtschaft, deren Branche 
allein für 43 % aller Entsendungen in der EU steht, 
die Einführung einer einheitlichen europäischen 
Sozialversicherungsnummer vorgeschlagen. Unter 
dieser Nummer könnte zukünftig für jeden Arbeit-
nehmer, der ins europäische Ausland entsandt 
wird, festgehalten werden, ob und wo er sozialver-
sichert ist. Bei Prüfungen im Entsendeland könnte 
der Versicherungsstatus von den Kontrolleuren in 
Echtzeit digital abgefragt werden – ganz ohne vor-
herige Beantragung und ohne die Pflicht, Papiere 
mit sich zu führen. Auf diese Weise wäre es möglich, 
illegale Beschäftigung und Sozialdumping noch 
effektiver zu bekämpfen, ohne den Binnenmarkt 
durch immer neue Bürokratie zu beeinträchtigen. 

Der Bausektor ist traditionell besonders von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung und 
deswegen auch besonders von Bürokratie und 
Kontrollen betroffen. Mit der neuen Europäischen 
Arbeitsbehörde, die im Oktober 2019 ihre Arbeit 
aufgenommen hat, steht eine Institution zur Ver-
fügung, die die Aufgabe übernehmen könnte, im 
Bereich der Bauwirtschaft mit dem Aufbau eines 
Europäischen Sozialversicherungsregisters zu be-
ginnen. Dies wäre ein aktiver Beitrag dazu, dass der 
Binnenmarkt weiterhin ein echter Standortvorteil 
für den europäischen Mittelstand bleibt.

EIKE SACKSOFSKY
Referat: Grundsatzfragen der Dienstleistungswirtschaft
 
schlaglichter@bmwi.bund.de 
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